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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1993 Ausgegeben am 14. Jänner 1993 11. Stück

20 . Bundesgesetz: Mediengesetznovelle 1992
(NR: GP XVIII RV 503 AB 851 S. 95. BR: 4401 AB 4411 S. 563.)

20 . Bundesgesetz, mit dem das Mediengesetz
und das Bundesgesetz über den Rechtsanwalts-
tarif geändert werden (Mediengesetznovelle

1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Änderungen des Mediengesetzes

Das Bundesgesetz über die Presse und andere
publizistische Medien (Mediengesetz), BGBl.
Nr. 314/1981, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 211/1987 und 233/1988 wird wie folgt
geändert:

1. Der § 6 und seine Überschrift haben zu lauten:

„Üble Nachrede, Beschimpfung, Verspottung und
Verleumdung

§ 6. (1) Wird in einem Medium der objektive
Tatbestand der üblen Nachrede, der Beschimpfung,
der Verspottung oder der Verleumdung hergestellt,
so hat der Betroffene gegen den Medieninhaber
(Verleger) Anspruch auf eine Entschädigung für die
erlittene Kränkung. Die Höhe des Entschädigungs-
betrages ist nach Maßgabe des Umfangs und der
Auswirkungen der Veröffentlichung, insbesondere
auch der Art und des Ausmaßes der Verbreitung des
Mediums, zu bestimmen; auf die Wahrung der
wirtschaftlichen Existenz des Medienunternehmens
ist Bedacht zu nehmen. Der Entschädigungsbetrag
darf 200 000 S, bei einer Verleumdung oder bei
besonders schwerwiegenden Auswirkungen einer
üblen Nachrede 500 000 S nicht übersteigen.

(2) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nicht, wenn
1. es sich um einen wahrheitsgetreuen Bericht

über eine Verhandlung in einer öffentlichen
Sitzung des Nationalrates, des Bundesrates,
der Bundesversammlung, eines Landtages
oder eines Ausschusses eines dieser allgemei-
nen Vertretungskörper handelt,

2. im Falle einer üblen Nachrede
a) die Veröffentlichung wahr ist oder

b) ein überwiegendes Interesse der Öffent-
lichkeit an der Veröffentlichung bestanden
hat und auch bei Aufwendung der
gebotenen journalistischen Sorgfalt hinrei-
chende Gründe vorgelegen sind, die
Behauptung für wahr zu halten,

3. es sich um eine unmittelbare Ausstrahlung im
Rundfunk (Live-Sendung) handelt, ohne daß
ein Mitarbeiter oder Beauftragter des Rund-
funks die gebotene journalistische Sorgfalt
außer acht gelassen hat, oder

4. es sich um eine wahrheitsgetreue Wiedergabe
der Äußerung eines Dritten handelt und ein
überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit an
der Kenntnis der zitierten Äußerung bestan-
den hat.

(3) Bezieht sich die Veröffentlichung auf den
höchstpersönlichen Lebensbereich, so ist der An-
spruch nach Abs. 1 nur aus dem Grunde des Abs. 2
Z 1, des Abs. 2 Z 2 lit. a oder des Abs. 2 Z 3
ausgeschlossen, im Falle des Abs. 2 Z 2 lit. a aber
nur, wenn die veröffentlichten Tatsachen in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem öffentli-
chen Leben stehen."

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 letzter Satz hat zu lauten:

„Der Entschädigungsbetrag darf 200 000 S nicht
übersteigen; im übrigen ist § 6 Abs. 1 zweiter Satz
anzuwenden."

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nicht,
wenn

1. es sich um einen wahrheitsgetreuen Bericht
über eine Verhandlung in einer öffentlichen
Sitzung des Nationalrates, des Bundesrates,
der Bundesversammlung, eines Landtages
oder eines Ausschusses eines dieser allgemei-
nen Vertretungskörper handelt,

2. die Veröffentlichung wahr ist und in unmittel-
barem Zusammenhang mit dem öffentlichen
Leben steht,
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3. nach den Umständen angenommen werden
konnte, daß der Betroffene mit der Veröffent-
lichung einverstanden war, oder

4. es sich um eine unmittelbare Ausstrahlung im
Rundfunk (Live-Sendung) handelt, ohne daß
ein Mitarbeiter oder Beauftragter des Rund-
funks die gebotene journalistische Sorgfalt
außer acht gelassen hat."

3. Nach dem § 7 werden folgende Bestimmungen
eingefügt:

„Schutz vor Bekanntgabe der Identität in
besonderen Fällen

§ 7 a. (1) Werden in einem Medium der Name,
das Bild oder andere Angaben veröffentlicht, die
geeignet sind, in einem nicht unmittelbar informier-
ten größeren Personenkreis zum Bekanntwerden
der Identität einer Person zu führen, die

1. Opfer einer gerichtlich strafbaren Handlung
geworden ist oder

2. einer gerichtlich strafbaren Handlung ver-
dächtig ist oder wegen einer solchen verurteilt
wurde,

und werden hiedurch schutzwürdige Interessen
dieser Person verletzt, ohne daß wegen deren
Stellung in der Öffentlichkeit, wegen eines sonsti-
gen Zusammenhanges mit dem öffentlichen Leben
oder aus anderen Gründen ein überwiegendes
Interesse der Öffentlichkeit an der Veröffentlichung
dieser Angaben bestanden hat, so hat der Betroffene
gegen den Medieninhaber (Verleger) Anspruch auf
Entschädigung für die erlittene Kränkung. Der
Entschädigungsbetrag darf 200 000 S nicht über-
steigen; im übrigen ist § 6 Abs. 1 zweiter Satz
anzuwenden.

(2) Schutzwürdige Interessen des Betroffenen
werden jedenfalls verletzt, wenn die Veröffentli-
chung

1. im Fall des Abs. 1 Z 1 geeignet ist, einen
Eingriff in den höchstpersönlichen Lebensbe-
reich oder eine Bloßstellung des Opfers
herbeizuführen,

2. im Fall des Abs. 1 Z 2 sich auf einen
Jugendlichen oder bloß auf ein Vergehen
bezieht oder das Fortkommen des Betroffenen
unverhältnismäßig beeinträchtigen kann.

(3) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nicht, wenn
1. es sich um einen wahrheitsgetreuen Bericht

über eine Verhandlung in einer öffentlichen
Sitzung des Nationalrates, des Bundesrates,
der Bundesversammlung, eines Landtages
oder eines Ausschusses eines dieser allgemei-
nen Vertretungskörper handelt,

2. die Veröffentlichung der Angaben zur Person
amtlich veranlaßt war, insbesondere für
Zwecke der Strafrechtspflege oder der Sicher-
heitspolizei,

3. der Betroffene mit der Veröffentlichung
einverstanden war oder diese auf einer

Mitteilung des Betroffenen gegenüber einem
Medium beruht oder

4. es sich um eine unmittelbare Ausstrahlung im
Rundfunk (Live-Sendung) handelt, ohne daß
ein Mitarbeiter oder Beauftragter des Rund-
funks die gebotene journalistische Sorgfalt
außer acht gelassen hat.

Schutz der Unschuldsvermutung

§ 7 b. (1) Wird in einem Medium eine Person, die
einer gerichtlich strafbaren Handlung verdächtig,
aber nicht rechtskräftig verurteilt ist, als überführt
oder schuldig hingestellt oder als Täter dieser
strafbaren Handlung und nicht bloß als tatverdäch-
tig bezeichnet, so hat der Betroffene gegen den
Medieninhaber (Verleger) Anspruch auf eine
Entschädigung für die erlittene Kränkung. Der
Entschädigungsbetrag darf 200 000 S nicht über-
steigen; im übrigen ist § 6 Abs. 1 zweiter Satz
anzuwenden.

(2) Der Anspruch nach Abs. 1 besteht nicht, wenn
1. es sich um einen wahrheitsgetreuen Bericht

über eine Verhandlung in einer öffentlichen
Sitzung des Nationalrates, des Bundesrates,
der Bundesversammlung, eines Landtages
oder eines Ausschusses eines dieser allgemei-
nen Vertretungskörper handelt,

2. es sich um einen wahrheitsgetreuen Bericht
über ein Strafurteil erster Instanz handelt und
dabei zum Ausdruck gebracht wird, daß das
Urteil nicht rechtskräftig ist,

3. der Betroffene öffentlich oder gegenüber
einem Medium die Tat eingestanden und dies
nicht widerrufen hat,

4. es sich um eine unmittelbare Ausstrahlung im
Rundfunk (Live-Sendung) handelt, ohne daß
ein Mitarbeiter oder Beauftragter des Rund-
funks die gebotene journalistische Sorgfalt
außer acht gelassen hat, oder

5. es sich um eine wahrheitsgetreue Wiedergabe
der Äußerung eines Dritten handelt und ein
überwiegendes Interesse der Öffentlichkeit an
der Kenntnis der zitierten Äußerung bestan-
den hat."

4. An die Stelle des § 8 treten folgende
Bestimmungen:

„Gemeinsame Bestimmungen

§ 8. (1) Den Anspruch auf einen Entschädigungs-
betrag nach den §§ 6, 7, 7 a oder 7 b kann der
Betroffene in dem strafgerichtlichen Verfahren, an
dem der Medieninhaber (Verleger) als Beschuldig-
ter oder nach dem § 41 Abs. 6 beteiligt ist, bis zum
Schluß der Hauptverhandlung oder Verhandlung
geltend machen. Kommt es nicht zu einem solchen
strafgerichtlichen Verfahren, so kann der Anspruch
mit einem selbständigen Antrag geltend gemacht
werden.
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(2) Das Gericht ist bei der Entscheidung über
einen Entschädigungsanspruch nach den §§ 6,7,7 a
oder 7 b an die rechtliche Beurteilung des
Betroffenen nicht gebunden. Hat ein Betroffener
auf Grund einer Veröffentlichung nach mehreren
Bestimmungen Anspruch auf Entschädigung, so ist
ein einziger Entschädigungsbetrag zu bestimmen,
der das Höchstmaß des höchsten in Betracht
kommenden Entschädigungsanspruchs nicht über-
steigen darf; das Zusammentreffen mehrerer
Ansprüche ist bei der Bemessung zu berücksichti-
gen.

(3) Das Vorliegen der Ausschlußgründe nach § 6
Abs. 2, § 7 Abs. 2, § 7 a Abs. 3 und § 7 b Abs. 2 hat
der Medieninhaber (Verleger) zu beweisen. Beweise
darüber sind nur aufzunehmen, wenn sich der
Medieninhaber (Verleger) auf einen solchen Aus-
schlußgrund beruft.

Selbständiges Entschädigungsverfahren

§ 8 a. (1) Für das Verfahren über einen
selbständigen Antrag gelten, soweit in diesem
Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, die
Bestimmungen für das strafgerichtliche Verfahren
auf Grund einer Privatanklage dem Sinne nach.

(2) Der selbständige Antrag muß bei sonstigem
Verlust des Anspruchs binnen sechs Monaten nach
Beginn der dem Anspruch zugrundeliegenden
Verbreitung bei dem nach § 41 Abs. 2 zuständigen
Strafgericht eingebracht werden. Die Verhandlung
und die Entscheidung in erster Instanz obliegen dem
Einzelrichter. Dieser hat auch die sonst der
Ratskammer nach den §§ 485 und 486 StPO
zukommenden Entscheidungen zu treffen; gegen
eine Entscheidung, womit das Verfahren eingestellt
wird, steht dem Antragsteller die Beschwerde an den
übergeordneten Gerichtshof zu. Die Öffentlichkeit
der Verhandlung ist auf Verlangen des Antragstel-
lers jedenfalls auszuschließen, soweit Tatsachen des
höchstpersönlichen Lebensbereiches erörtert wer-
den.

(3) Im Verfahren über einen selbständigen Antrag
sind die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung
(§§ 63 bis 73 ZPO) über die Verfahrenshilfe mit der
Maßgabe sinngemäß anzuwenden, daß den Par-
teien gegen Beschlüsse in Verfahrenshilfeangele-
genheiten die Beschwerde an den übergeordneten
Gerichtshof zusteht.

(4) Im Urteil, in dem ein Entschädigungsbetrag
zuerkannt wird, ist eine Leistungsfrist von vierzehn
Tagen festzusetzen. Das Urteil kann dem Grunde
und der Höhe nach mit Berufung angefochten
werden. Die Zuerkennung ist ein Exekutionstitel im
Sinn des § 1 EO.

(5) Im Verfahren über einen selbständigen Antrag
auf Entschädigung nach den §§ 6,7,7 a oder 7 b hat
das Gericht auf Antrag des Betroffenen die

Veröffentlichung einer kurzen Mitteilung über das
eingeleitete Verfahren anzuordnen, wenn anzuneh-
men ist, daß die Anspruchsvoraussetzungen vorlie-
gen; im übrigen ist § 37 sinngemäß anzuwenden. Ist
eine solche Veröffentlichung erfolgt und das
Verfahren beendet worden, ohne daß dem Antrag-
steller eine Entschädigung zuerkannt worden ist, so
ist S 39 Abs. 2 bis 6 sinngemäß anzuwenden.

(6) Im Urteil, in dem auf Grund eines
selbständigen Antrags eine Entschädigung nach den
§§ 6, 7, 7 a oder 7 b zuerkannt wird, ist auf Antrag
des Betroffenen auf Urteilsveröffentlichung zu
erkennen; S 34 ist sinngemäß anzuwenden."

5. In der Überschrift des § 9 und in allen
folgenden Bestimmungen wird das Wort „Entgeg-
nung" in allen Formen und Verbindungen durch das
Wort „Gegendarstellung" ersetzt.

6. S 9 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) In der Gegendarstellung ist in knapper Weise
auszuführen, daß und inwieweit die Tatsachenmit-
teilung unrichtig oder unvollständig sei und woraus
sich dies ergebe. Die Gegendarstellung kann
sprachlich frei gestaltet werden. Sie muß entweder
die Tatsachen anführen, die im Gegensatz zur
Tatsachenmitteilung richtig seien oder letztere in
einem erheblichen Punkt ergänzen, oder sich sonst
unmittelbar auf die Tatsachenmitteilung und deren
Unrichtigkeit oder irreführende Unvollständigkeit
beziehen. Ihr Umfang darf nicht außer Verhältnis
zu dem der Tatsachenmitteilung stehen. Sie muß in
der Sprache der Veröffentlichung, auf die sie sich
bezieht, abgefaßt sein."

7. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 Z 7 wird das Wort „Gegendarstel-
lung" durch das Wort „Stellungnahme" ersetzt.

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Veröffentlichung der Gegendarstellung
ist zu verweigern, wenn ihre Verbreitung den
objektiven Tatbestand einer mit gerichtlicher Strafe
bedrohten Handlung herstellen oder eine Verlet-
zung des höchstpersönlichen Lebensbereiches dar-
stellen würde."

8. S 13 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„(1) Die Gegendarstellung oder nachträgliche
Mitteilung ist,

1. wenn das periodische Medium täglich oder
mindestens fünfmal in der Woche erscheint
oder ausgestrahlt wird, spätestens am fünften
Werktag,

2. wenn das periodische Medium monatlich oder
in längeren Zeitabschnitten erscheint oder
ausgestrahlt wird und die Gegendarstellung
mindestens vierzehn Tage vor dem Erscheinen
oder der Ausstrahlung einlangt, in der ersten
Nummer oder Programmausstrahlung,
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3. in allen anderen Fällen spätestens in der
zweiten Nummer oder Programmausstrah-
lung

nach dem Tag des Einlangens zu veröffentlichen."

b) Dem Abs. 4 werden folgende Sätze angefügt:

„Bei einer Tatsachenmitteilung auf der Titelseite
eines periodischen Druckwerks genügt auf der
Titelseite eine Verweisung auf die Gegendarstellung
im Blattinneren. Die Verweisung muß den Gegen-
stand der Gegendarstellung und den Umstand, daß
es sich um eine solche handelt, deutlich erkennen
lassen sowie, wenn der Name des Betroffenen in der
Tatsachenmitteilung enthalten war, auch diesen
enthalten. Soweit die Tatsachenmitteilung in einer
Überschrift enthalten war, ist ein gleicher Veröf-
fentlichungswert auch dann gegeben, wenn die
Überschrift der Gegendarstellung oder die Verwei-
sung den gleichen Raum wie die von ihr betroffene
Überschrift einnimmt. Bei der Veröffentlichung von
Gegendarstellungen zu Tatsachenmitteilungen in
Überschriften oder auf Titelseiten periodischer
Druckwerke kann statt des Wortes „Gegendarstel-
lung" das Wort „Entgegnung" oder unter Nennung
des Betroffenen der Ausdruck „. . . entgegnet"
verwendet werden."

c) Folgender Abs. 8 wird angefügt:

„(8) Der Medieninhaber (Verleger) oder die
Redaktion hat den Betroffenen von der Veröffentli-
chung der Gegendarstellung oder nachträglichen
Mitteilung unter Hinweis auf die Nummer oder
Sendung, in der sie erfolgt, oder von der
Verweigerung der Veröffentlichung unverzüglich in
Kenntnis zu setzen."

9. Im § 14 Abs. 3 hat der letzte Satz zu lauten:

„Auch im übrigen gelten für das Verfahren über
einen Antrag nach Abs. l, soweit im folgenden
nichts anderes bestimmt ist, die Bestimmungen der
Strafprozeßordnung 1975 für das Verfahren auf
Grund einer Privatanklage dem Sinne nach mit der
Maßgabe, daß eine Delegierung nur im fortgesetz-
ten Verfahren (§ 16) zulässig ist."

10. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Wurden Einwendungen innerhalb der
gesetzlichen Frist nicht erhoben, so hat der
Einzelrichter binnen fünf Werktagen nach Ablauf
der Frist ohne Verhandlung durch Beschluß zu
entscheiden. Dem Antrag ist stattzugeben, es sei
denn, daß er offensichtlich nicht berechtigt ist.
Gegen die Entscheidung des Einzelrichters steht die
Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof zu.
Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung."

b) Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:

„Die Öffentlichkeit der Verhandlung ist auf
Verlangen des Antragstellers jedenfalls auszuschlie-

ßen, soweit Tatsachen des höchstpersönlichen
Lebensbereiches erörtert werden."

11. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ergibt das fortgesetzte Verfahren, daß das
Begehren nach Veröffentlichung der Gegendarstel-
lung ganz oder zu einem Teil abzuweisen gewesen
wäre, so ist das frühere Urteil für aufgehoben zu
erklären und der Antragsgegner, wenn er die
Gegendarstellung veröffentlicht hat, auf sein
Verlangen zu ermächtigen, binnen einer angemesse-
nen Frist jene Teile des Urteils in einer dem § 13
entsprechenden Form zu veröffentlichen, deren
Mitteilung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit
erforderlich ist. Die zur Veröffentlichung bestimm-
ten Teile des Urteils sind im Urteilsspruch
anzuführen. Hiebei kann das Gericht, soweit dies
zur leichteren Verständlichkeit des Urteilsinhalts
oder zur Beschränkung des Umfangs der Veröffent-
lichung geboten erscheint, den Wortlaut von Teilen
des Urteils durch eine gedrängte Darstellung
ersetzen."

b) Folgender Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Im Urteil nach Abs. 2 sind dem Antragsteller
ferner die Zahlung eines angemessenen Einschal-
tungsentgelts für diese Urteilsveröffentlichung und
für die auf Grund des früheren Urteils erfolgte
Veröffentlichung sowie der Rückersatz der Verfah-
renskosten an den Antragsgegner aufzuerlegen.
Über die Höhe dieser Kosten ist auf Antrag mit
Beschluß zu entscheiden, wobei eine Leistungsfrist
von vierzehn Tagen festzusetzen ist. In Härtefällen
kann das Gericht das Einschaltungsentgelt nach
billigem Ermessen mäßigen und eine längere, ein
Jahr nicht übersteigende Leistungsfrist festsetzen.
Der Beschluß ist ein Exekutionstitel im Sinn des § 1
EO."

12. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Wurde auf Grund eines Urteils erster Instanz
eine Gegendarstellung oder eine nachträgliche
Mitteilung veröffentlicht und wird einer gegen das
Urteil erhobenen Berufung ganz oder teilweise
Folge gegeben, so ist der Antragsgegner auf sein
Verlangen zu ermächtigen, binnen einer angemesse-
nen Frist jene Teile des Berufungsurteils in einer
dem § 13 entsprechenden Form zu veröffentlichen,
deren Mitteilung zur Unterrichtung der Öffentlich-
keit erforderlich ist. Die zur Veröffentlichung
bestimmten Teile des Urteils sind im Urteilsspruch
anzuführen. Hiebei kann das Gericht, soweit dies
zur leichteren Verständlichkeit des Urteilsinhalts
oder zur Beschränkung des Umfangs der Veröffent-
lichung geboten erscheint, den Wortlaut von Teilen
des Urteils durch eine gedrängte Darstellung
ersetzen."
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b) Folgender Abs. 5 wird angefügt:

„(5) Ferner hat das Berufungsgericht den
Antragsteller zur Zahlung eines Einschaltungsent-
gelts für die zu Unrecht erwirkte Veröffentlichung
der Gegendarstellung oder der nachträglichen
Mitteilung und für die Veröffentlichung des
Berufungsurteils zu verurteilen. Über die Höhe
dieser Kosten ist auf Antrag mit Beschluß zu
entscheiden, wobei eine Leistungsfrist von vierzehn
Tagen festzusetzen ist. In Härtefällen kann das
Gericht das Einschaltungsentgelt nach billigem
Ermessen mäßigen und eine längere, ein Jahr nicht
übersteigende Leistungsfrist festsetzen. Der Be-
schluß ist ein Exekutionstitel im Sinn des § 1 EO."

13. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 hat der zweite Satz zu lauten:

„Ist aber nach § 15 Abs. 4 zweiter Satz eingewendet
worden, die Gegendarstellung sei ihrem Inhalt nach
unwahr, so ist die Entscheidung über die begehrte
Geldbuße dem Urteil in dem allenfalls fortgesetzten
Verfahren vorzubehalten, sofern das Verlangen
nicht aus anderen Gründen abzuweisen ist."

b) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Die Höhe der Geldbuße ist nach Maßgabe
des Grades des Verschuldens, des Umfangs und der
Auswirkungen der Verbreitung der Tatsachenmit-
teilung sowie des Ausmaßes der Verzögerung zu
bestimmen; auf die Wahrung der wirtschaftlichen
Existenz des Medienunternehmens ist Bedacht zu
nehmen. Die Geldbuße darf bei verspäteter
Veröffentlichung und wenn über die Geldbuße im
Verfahren nach § 15 Abs. 1 entschieden wird,
10 000 S, sonst 50 000 S nicht übersteigen."

14. § 19 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Z 3 hat zu lauten:
„3. der Veröffentlichungsantrag deshalb abgewie-

sen wird, weil die Gegendarstellung oder
nachträgliche Mitteilung oder eine gleichwer-
tige redaktionelle Richtigstellung, Ergänzung
oder Mitteilung (§ 12 Abs. 2) zwar gehörig
veröffentlicht worden ist, der Antragsteller
jedoch vor der Antragstellung von der
Veröffentlichung nicht verständigt worden
ist."

b) Folgende Abs. 5 bis 7 werden angefügt:

„(5) Vor Schluß der Verhandlung haben die
Parteien nach Aufforderung des Richters Kosten-
verzeichnisse vorzulegen. Hiebei kann die Höhe der
Kostenersatzansprüche erörtert werden.

(6) Im Urteil ist auszusprechen, welche Partei in
welchem Ausmaß einer anderen Kostenersatz zu
leisten hat. Das verkündete Urteil kann die
ziffernmäßige Festsetzung der Kostenbeträge der
schriftlichen Ausfertigung vorbehalten. Der § 54 der
Zivilprozeßordnung gilt sinngemäß.

(7) Die Abs. 5 und 6 sind im Berufungsverfahren
sinngemäß anzuwenden."

15. Der § 20 und seine Überschrift haben zu
lauten:

„Durchsetzung der Veröffentlichung

§ 20. (1) Wurde auf Veröffentlichung einer
Gegendarstellung oder einer nachträglichen Mittei-
lung erkannt und dem gerichtlichen Veröffentli-
chungsauftrag nicht rechtzeitig oder nicht gehörig
entsprochen, so hat das Gericht auf Verlangen des
Antragstellers nach Anhörung des Antragsgegners
durch Beschluß dem Antragsgegner die Zahlung
einer Geldbuße an den Antragsteller aufzuerlegen.
Eine Geldbuße bis zu 10 000 S gebührt für jede
erschienene Nummer oder für jeden Sendetag ab
dem im § 13 Abs. 1 (§ 17 Abs. 3) bezeichneten
Zeitpunkt, in dem eine gehörige Veröffentlichung
der Gegendarstellung oder nachträglichen Mittei-
lung hätte erfolgen sollen. Für die Bestimmung der
Höhe der Geldbuße gilt § 18 Abs. 3 erster Satz.

(2) Das Verlangen muß binnen sechs Wochen
gestellt werden. Diese Frist beginnt im Falle nicht
rechtzeitiger Veröffentlichung ab dem Zeitpunkt zu
laufen, in dem dem Veröffentlichungsantrag späte-
stens hätte entsprochen werden sollen, im Falle einer
nicht gehörigen Veröffentlichung ab dem Veröf-
fentlichungstag, und zwar auch dann, wenn in
diesem Zeitpunkt die Veröffentlichungsfrist noch
nicht abgelaufen war. Der Antrag, eine Geldbuße
wegen nicht gehöriger Veröffentlichung aufzuerle-
gen, ist abzuweisen, soweit er Mängel betrifft, die
vom Antragsteller schon in einem früher gestellten
Antrag hätten geltend gemacht werden können.

(3) Sobald die Gegendarstellung oder nachträgli-
che Mitteilung gehörig veröffentlicht worden ist,
kann das Gericht in berücksichtigungswürdigen
Fällen auf Antrag des Antragsgegners von der
Auferlegung von Geldbußen absehen und noch
nicht gezahlte Geldbußen nachsehen. Soweit das
der Fall ist, sind die Kosten des Durchsetzungsver-
fahrens dennoch dem Antragsgegner aufzuerlegen.

(4) Gegen Beschlüsse des Gerichtes über die
Auferlegung oder Nachsicht von Geldbußen steht
die Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof
zu. Wurde eine Geldbuße auferlegt, weil die
Veröffentlichung nicht gehörig erfolgt sei, und
wurde gegen den Beschluß über die Geldbuße
Beschwerde erhoben, so sind für die Dauer des
Beschwerdeverfahrens keine weiteren Geldbußen
aufzuerlegen, wenn die Veröffentlichung, deren
Gehörigkeit strittig ist, in einer Weise erfolgte, die
einer gehörigen Veröffentlichung nahekommt."

16. Der § 22 und seine Überschrift haben zu
lauten:

„Verbot von Fernseh-, Hörfunk-, Film- und
Fotoaufnahmen

§ 22. Fernseh- und Hörfunkaufnahmen und
-Übertragungen sowie Film- und Fotoaufnahmen
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von Verhandlungen der Gerichte und unabhängigen
Verwaltungssenate sind unzulässig."

17. Im § 27 Abs. 1 wird das Höchstmaß der
Geldstrafe von 10 000 S auf 30 000 S erhöht.

18. Im § 33 Abs. 2 hat der erste Satz zu lauten:

„Auf Antrag des Anklägers oder des zur Anklage
Berechtigten ist auf Einziehung in einem selbständi-
gen Verfahren zu erkennen, wenn in einem Medium
der objektive Tatbestand einer strafbaren Handlung
hergestellt worden ist und die Verfolgung einer
bestimmten Person nicht durchführbar ist, nicht
beantragt oder nicht aufrechterhalten wird oder die
Verurteilung aus Gründen, die eine Bestrafung
ausschließen, nicht möglich ist."

19. § 34 wird wie folgt geändert:

a) Dem Abs.1 wird folgender Satz angefügt:

„Hiebei kann das Gericht, soweit dies zur leichteren
Verständlichkeit des Urteilsinhalts oder zur Be-
schränkung des Umfangs der Veröffentlichung
geboten erscheint, den Wortlaut von Teilen des
Urteils durch eine gedrängte Darstellung ersetzen."

b) Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Auf Antrag des Anklägers oder des zur
Anklage Berechtigten ist auf Urteilsveröffentlichung
in einem selbständigen Verfahren zu erkennen,
wenn in einem Medium der objektive Tatbestand
einer strafbaren Handlung hergestellt worden ist
und die Verfolgung einer bestimmten Person nicht
durchführbar ist, nicht beantragt oder nicht
aufrechterhalten wird oder die Verurteilung aus
Gründen, die eine Bestrafung ausschließen, nicht
möglich ist. § 33 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 3 sind
anzuwenden."

c) Folgender Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Wird auf Urteilsveröffentlichung im selb-
ständigen Verfahren erkannt, so treffen die Kosten
des Verfahrens den Medieninhaber (Verleger)."

20. Im § 35 Abs. 2 werden die Worte „nach § 8"
durch die Worte „im selbständigen Entschädigungs-
verfahren" ersetzt.

21. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 1 hat der erste Satz zu lauten:

„Auf Antrag des Anklägers oder des Antragstel-
lers in einem selbständigen Verfahren hat das
Gericht mit Beschluß die Veröffentlichung einer
kurzen Mitteilung über das eingeleitete Verfahren
anzuordnen, wenn anzunehmen ist, daß der
objektive Tatbestand eines Medieninhaltsdelikts
hergestellt worden ist."

b) Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ein Beschluß nach Abs. 1 ist unzulässig,
wenn die Beschlagnahme des Medienwerkes ange-
ordnet wird."

22. Der § 39 und seine Überschrift haben zu
lauten:

„Entschädigung für ungerechtfertigte
Beschlagnahme oder Veröffentlichung

§ 39. (1) Wenn die Beschlagnahme vom Gericht
aufgehoben wird, ohne daß ein Schuldspruch
ergangen oder auf Einziehung im selbständigen
Verfahren erkannt worden ist, hat der Bund dem
Medieninhaber (Verleger) auf Verlangen die durch
die Beschlagnahme und das Verbreitungsverbot
entstandenen vermögensrechtlichen Nachteile in
Geld zu ersetzen.

(2) Ist eine Veröffentlichung nach § 37 erfolgt
und das darin erwähnte Verfahren beendet worden,
ohne daß ein Schuldspruch ergangen oder auf
Einziehung oder auf Urteilsveröffentlichung im
selbständigen Verfahren erkannt worden ist, so ist
der Medieninhaber (Verleger) auf sein Verlangen
zu ermächtigen, eine kurze Mitteilung darüber in
einer dem § 13 entsprechenden Form zu veröffentli-
chen. Die Kosten der Veröffentlichung hat der
Bund zu tragen. Er hat ferner das übliche
Einschaltungsentgelt für die Veröffentlichung der
Mitteilung nach § 37 zu entrichten.

(3) Abs. 2 ist auch anzuwenden, wenn eine
Veröffentlichung nach § 37 erfolgt und auf
Einziehung oder Urteilsveröffentlichung erkannt
worden ist, es sich aber entweder um eine
unmittelbare Ausstrahlung im Rundfunk im Sinn
des § 6 Abs. 2 Z 3 oder um eine Wiedergabe der
Äußerung eines Dritten im Sinn des § 6 Abs. 2 Z 4
gehandelt hat.

(4) Wurde auf Beschlagnahme oder auf Veröf-
fentlichung nach § 37 auf Grund des Antrags eines
Privatanklägers oder Antragstellers erkannt und
handelte dieser bei seiner Antragstellung wider
besseres Wissens oder unterließ er die Weiterverfol-
gung seines Anspruchs, so hat der Bund gegen den
Privatankläger oder Antragsteller Anspruch auf
Rückersatz, wenn er dem Geschädigten nach dem
Abs. 1 oder 2 Ersatz geleistet hat. Hat der Bund dem
Geschädigten nach dem Abs. 3 Ersatz geleistet, so
hat er Anspruch auf Rückersatz gegen den Urheber
des Medieninhaltsdelikts.

(5) Im übrigen sind die §§ 5, 6 Abs. 2, 7, 8, 9
Abs. 1 und 2 und 10 Abs. 1 und 3 des Amtshaftungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 20/1949, mit der Maßgabe
sinngemäß anzuwenden, daß

1. der Medieninhaber (Verleger) seine Aufforde-
rung bei sonstigem Verlust des Anspruchs
binnen sechs Monaten nach rechtskräftiger
Beendigung des Strafverfahrens oder selbstän-
digen Verfahrens an die Finanzprokuratur zu
richten hat und

2. der Entschädigungsanspruch drei Monate
nach Ablauf des Tages verjährt, an dem dem
Medieninhaber (Verleger) die Ablehnungser-
klärung der Finanzprokuratur zu eigenen
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Händen zugestellt worden oder die dreimona-
tige Erklärungsfrist abgelaufen ist.

(6) Die Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes
werden durch die vorstehenden Bestimmungen
nicht berührt."

23. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Nach dem Abs. 4 wird folgender Absatz
eingefügt:

„(5) Eine Voruntersuchung findet nicht statt. Die
sonst der Ratskammer nach den §§ 485 und 486
StPO zukommenden Entscheidungen hat der
Einzelrichter zu treffen. Gegen die Entscheidung,
mit der das Verfahren eingestellt wird, steht dem
Ankläger die Beschwerde an den übergeordneten
Gerichtshof zu."

b) Die bisherigen Abs. 5 und 6 erhalten die
Absatzbezeichnungen „(6)" und „(7)".

24. Im § 44 Abs. 3 wird der Betrag von 1 200 S
durch den Betrag von 1 600 S ersetzt.

25. In den §§ 45 Abs. 2, 46 Abs. 4 und 49 wird das
Höchstmaß der Geldstrafe jeweils von 10 000 S auf
30 000 S erhöht.

Artikel II

Änderungen des Rechtsanwaltstarifgesetzes

Das Bundesgesetz vom 22. Mai 1969, BGBl.
Nr. 189, über den Rechtsanwaltstarif, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 343/1989, wird wie folgt geändert:

1. Im § 10 werden die Z 6 und 7 durch folgende
Z 6 bis 9 ersetzt:
„6. in Streitigkeiten über nicht auf einen Geldbe-

trag gerichtete Klagen nach § 1330 ABGB
a) wenn die Behauptung in einem Medium (§ 1

Z 1 Mediengesetz) verbreitet wurde, höch-
stens . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . mit 240 000 S,

b) ansonsten höchstens . . . . . . . . mit 120 000 S;

7. in Strafsachen über eine Privatanklage
a) wegen Vergehen, die in die Zuständigkeit der

Bezirksgerichte fallen . . . . . . . mit 60 000 S,
b) wegen sonstiger Vergehen . . . mit 120 000 S;

8. in strafgerichtlichen Verfahren über Anträge
nach dem Mediengesetz (Tarifpost 4 Ab-
schnitt I Z 2) . . . . . . . . . . . . . . mit 120 000 S;

9. in Strafsachen für die Vertretung von
Privatbeteiligten:

a) wegen Vergehen, die in die Zuständigkeit der
Bezirksgerichte fallen . . . . . . . . mit 30 000 S,

b) wegen anderer Vergehen und wegen Verbre-
chen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . mit 60 000 S."

2. In der Tarifpost 4

a) haben die Abschnitte I und II zu lauten:

,,I.) Im strafgerichtlichen Verfahren über eine
Privatanklage sowie über Anträge nach dem
Mediengesetz:

1. für Anklagen
a) wegen Vergehen, die in die Zuständigkeit der

Bezirksgerichte fallen . . . . . . . . . . . . 1 500 S;
b) wegen sonstiger Vergehen . . . . . . . . . .2 500 S;

2. für selbständige Anträge nach den §§ 8, 33
Abs. 2 und 34 Abs. 3 Mediengesetz; Anträge nach
den §§ 14, 16 und 39 Mediengesetz sowie erste
Anträge nach § 20 Mediengesetz . . . . . . . . . 2 500 S;

3. für Beweisanträge und für alle anderen
Eingaben, soweit sie nicht unter Z 4 dieser Tarifpost
oder unter Tarifpost 1 fallen:

die für Anklagen (Anträge nach Z 2) festgesetzte
Entlohnung, soweit es sich aber um kurze und
einfache oder um Folgeanträge nach § 20 Medien-
gesetz handelt, die Hälfte;

4. a) für schriftliche Rechtsmittelanmeldungen:

ein Zehntel der für Anklagen (Anträge nach Z 2)
festgesetzten Entlohnung;

b) für Beschwerden mit Ausnahme von Kostenbe-
schwerden, für Einsprüche, für Wiedereinsetzungs-
anträge und für Wiederaufnahmeanträge:

die für Anklagen (Anträge nach Z 2) festgesetzte
Entlohnung;

c) für Berufungsausführungen und für Nichtig-
keitsbeschwerden sowie Gegenausführungen dazu:

das Eineinhalbfache der für Anklagen (Anträge
nach Z 2) festgesetzten Entlohnung;

d) für Kostenbeschwerden:

die in Tarifpost 2 festgesetzte Entlohnung, jedoch
nie mehr als die für Anklagen (Anträge nach Z 2)
festgesetzte Entlohnung; der Wert des Gegenstan-
des ist nach § 11 zu berechnen;

5. für Hauptverhandlungen (Verhandlungen
nach dem Mediengesetz) oder für die Teilnahme an
einem gerichtlichen Augenschein oder an einer
sonstigen Beweisaufnahme außerhalb der Haupt-
verhandlung, ferner an einer gerichtlichen Beschlag-
nahme:

für die erste halbe Stunde die für Anklagen
(Anträge nach Z 2) festgesetzte Entlohnung, für
jede weitere, wenn auch nur begonnene halbe
Stunde die Hälfte dieser Entlohnung;

6. für Verhandlungen zweiter Instanz:

für die erste halbe Stunde das Eineinhalbfache der
für Anklagen (Anträge nach Z 2) festgesetzten
Entlohnung, für jede weitere, wenn auch nur
begonnene halbe Stunde die Hälfte dieser Entloh-
nung;

II.) für die Vertretung von Privatbeteiligten:

a) bei Vergehen, die in die Zuständigkeit der
Bezirksgerichte fallen:
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die Hälfte der im Abschnitt I Z 1 lit. a und Z 3 bis
6 festgesetzten Entlohnung;

b) bei anderen Vergehen und bei Verbrechen:

die Hälfte der im Abschnitt I Z 1 lit. b und Z 3 bis
6 festgesetzten Entlohnung;

für Kostenbeschwerden gilt Abschnitt I Z 4 lit. d
sinngemäß.";

b) werden in den Anmerkungen 1 und 2 das Zitat
„Abschnitt I Z 1 und Abschnitt II lit. b" jeweils
durch das Zitat „Abschnitt I Z 1 lit. a und
Abschnitt II lit. a" und das Zitat „Abschnitt I Z 2
und Abschnitt II lit. a" jeweils durch das Zitat
„Abschnitt I Z 1 lit. b und Z 2 sowie Abschnitt II
lit. b" und in der Anmerkung 3 das Zitat „Ab-
schnitt I Z l" durch das Zitat „Abschnitt I Z 1 lit. a"
ersetzt.

Artikel III

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1993 in
Kraft.

(2) Die Bestimmungen des Art. I über Entschädi-
gungsansprüche (§§ 6, 7, 7a, 7b, 8 Abs. 2 des
Mediengesetzes) gelten für Veröffentlichungen
nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes.

(3) Die Bestimmungen des Art. I über die
Gegendarstellung sind anzuwenden, wenn das
Verlangen nach Veröffentlichung der Gegendar-
stellung nach dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes gestellt wird.

(4) Die verfahrensrechtlichen Änderungen durch
Art. I dieses Bundesgesetzes sind auch in Verfahren
anzuwenden, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
bereits anhängig sind. Änderungen der Zuständig-
keit sowie der § 41 Abs. 5 des Mediengesetzes in der
Fassung des Art. I haben jedoch auf anhängige
Verfahren keinen Einfluß.

(5) Die Erhöhung des Höchstmaßes der Geld-
strafe in den §§ 27, 45 Abs. 2, 46 Abs. 4 und 49 des
Mediengesetzes durch Art. I dieses Bundesgesetzes
gilt nur für Verwaltungsübertretungen, die nach
dem Inkrafttreten begangen werden.

(6) Art. II ist auf Leistungen der Rechtsanwälte
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1993 bewirkt
werden; im Verhältnis zur Partei bleibt eine andere
Vereinbarung über die Höhe der Entlohnung
unberührt.

Klestil

Vranitzky


